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Abschnitt II 
Bautechnische Prüfung und Überwachung 

§ 12 

Einscb-ränkung des Prüfungs-und 
Uberwachungsumfangs 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde überprüft und 
überwacht die Einhaltung der allgemein anerkann­
ten Regeln der Technik nach Art . 3 Abs. 1 Satz 3 
BayBO nur im Rahmen der nach Art.3 Abs. 3 
BayBO eingeführten technischen Baubestimmun­
gen. 

(2) 1 Die Standsicherheit, die Feuerwiderstands­
dauer tragender Bauteile, der Schallschutz und der 
Wärmeschutz werden bei 

Wohngebäuden mit bis zu drei Wohnungen ein­
schließlich ihrer Nebengebäude, wenn die dritte 
Wohnung in der ersten Ebene des �D�a�c�h�g�e�s�c�h�o�s�- �~� 
ses liegt, 

einfachen landwirtschaftlichen und einfachen 
gewerblichen Betriebsgebäuden und 

- oberirdischen Kleingaragen und Schuppen 

von der Bauaufsichtsbehörde nur auf Antrag des 
Bauherrn geprüft. 2Wird kein Antrag gestellt, brau­
chen die Nachweise nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 nicht ein­
gereicht werden. 

§ 13 

Bescheinigungen 

(1) 1 Der Bauherr eines in § 12 Abs. 2 bezeichne­
ten Vorhabens hat mit der Anzeige der abschließen­
den Fertigstellung (Art. 79 Abs. 2 BayBO) eine Be­
scheinigung des Entwurfsverfassers, des Unter­
nehmers oder eines Sachverständigen vorzulegen, 
mit der die Einhaltung der den Wärmeschutz be­
treffenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften und 
allgemein anerkannten Regeln der Technik versi­
chert wird. 2Satz 1 gilt nicht, wenn er für den Wär­
meschutz die Prüfung nach § 12 Abs. 2 beantragt 
hat. 

(2) lMit der Anzeige der Fertigstellung des Roh­
baus (Art. 79 Abs. 2 BayBO) ist die Tauglichkeit und 
mit der Anzeige der abschließenden Fertigstellung 
(Art. 79 Abs.2 BayBO) ist die Benutzbarkeit der 
Kamine und Lüftungsleitungen von Räumen mit 
Feuerstätten, soweit es sich nicht um Leitungen für 
Lüftungsanlagen mit Ventilatorenbetrieb handelt, 
durch Vorlage einer Bescheinigung des Bezirkska­
minkehrermeisters nachzuweisen. 2Eine Beschei­
nigung über die Benutzbarkeit ist auch bei Ände­
rungen in Kaminen vor der Inbetriebnahme vorzu­
legen. 

Abschnitt III 
Beschleunigtes Baugenehmigungsverfahren 

§ 14 

Geltungsbereich 

(1) Auf Antrag des Bauherrn wird auf Bauan­
träge für Wohngebäude mit bis zu zwei Wohnungen 
einschließlich ihrer Nebengebäude und Neben-

anlagen von der Bauaufsichtsbehörde das be­
schleunigte Baugenehmigungsverfahren ange­
wandt, w enn 

1. die Bauvorhaben im Geltungsbereich eines Be­
bauungsplans nach § 30 des Baugesetzbuches 
(BauGB) errichtet werden sollen oder für die 
Bauvorhaben ein Vorbescheid (Art . 75 BayBO) 
erteilt worden ist, mit dem die grundsätzliche 
Zulässigkeit des Bauvorhabens bestätigt ist, 
und der Bauantrag innerhalb der Fristen nach 
Art . 75 Abs. 1 Sätze 2 und 3 BayBO gestellt wird, 

2. bis zur Fertigstellung des Wohngebäudes die zur 
Erschließung bestimmte Verkehrsfläche befahr­
bar und der Anschluß an die zentrale Wasserver­
sorgung und die Abwasserbeseitigung über eine 
Sammelkanalisation möglich sind und 

3. der Bauherr mit dem Antrag auf Baugenehmi­
gung keinen Antrag nach § 12 Abs. 2 für die dort 
aufgeführten Prüfungen gestellt hat. 

(2) Bei Anträgen nach Art . 72 Abs. 7 BayBO sind 
die §§ 16 und 17 entsprechend anzuwenden. 

§ 15 

Zusätzliche Unterlagen 

Dem Bauantrag sind neben den nach § 1 Abs. 1 
vorzulegenden Bauvorlagen zusätzlich Bescheini­
gungen der Gemeinde, soweit sie sich nicht wegen 
des Inhalts der gemeindlichen Stellungnahme nach 
Art. 69 Abs. 1 Satz 2 BayBO erübrigen, beizufügen, 

1. daß die zur Erschließung des Grundstücks be­
stimmte öffentliche Verkehrsfläche im Sinn des 
Art. 4 Abs. 1 Nr. 3 BayBO benutzbar ist, 

2. daß der Anschluß an die zentrale Wasserversor­
gung und an die Sammelkanalisation bis zum 
Beginn der Benutzung des Wohngebäudes ge­
währleistet ist, 

3. wenn das Wohngebäude nicht im Geltungsbe­
reich eines Bebauungsplans nach § 30 Abs. 1 
BauGB liegt, daß die Gemeinde dem Bauvorha­
ben zustimmt. 

§ 16 

Prüfung des Bauantrags 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde prüft nur 

1. die Übereinstimmung mit den Vorschriften über 
die Zulässigkeit der baulichen Anlagen nach 
den §§ 29 bis 38 BauGB, mit den Festsetzungen 
eines Bebauungsplans, mit den örtlichen Bau­
vorschriften und mit den Abstandsvorschriften 
der Art . 6 und 7 BayBO, 

2. Ausnahmen und Befreiungen, 

3. die Baugestaltung und 

4. soweit wegen der Baugenehmigung eine Ent­
scheidung nach anderen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften entfällt oder ersetzt wird. 

(2) Unberührt bleibt die Prüfpflicht für die Ver­
wendung und Anwendung neuer Baustoffe, Bau­
teile und Bauarten nach Art. 22 ff. BayBO. 
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§ 17 

Frist für die Entscheidung 
über den Bauantrag 

(1) 1 Die Bauaufsichtsbehörde hat über den Bau­
antrag binnen einer Frist von einem Monat zu ent­
scheiden; ist Bauaufsichtsbehörde eine Gemeinde, 
so beträgt die Frist sechs Wochen. 2Die Frist be­
ginnt zu laufen, sobald der vollständige Bauantrag 
(§ 15) bei der Bauaufsichtsbehörde eingegangen ist. 

(2) lAus wichtigen Gründen kann die Bauauf­
sichtsbehörde die Frist verlängern. 2Sie ,muß den 
Antragsteller von der Fristverlängerung unter An­
gabe der Gründe in Kenntnis setzen. 

Abschnitt IV 

Berufshaftpflichtversicherung 
der Bauvorlageberechtigten 

§ 18 

Mindestversicherungssumme 

Die Mindestversicherungssumme im Sinn des 
Art. 70 Abs. 7 Satz 4 BayBO beträgt 1000000 DM 
für Personenschäden und 1500000 DM für Sach­
und Vermögensschäden. 

Abschnitt V 

Schlußvorschriften 

§ 19 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1982 in 
Kraft. *) 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Verordnung in 
d er ursprünglichen Fassung vom 2. Juli 1982 (GVBI S. 457). Der 
Zeitpunkt des Inkrafttn~tens der späteren Änderungen ergibt 
sich a us den jeweiligen Anderungsverordnungen . 
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Zeichen für Bauvorlagen 

1. Lageplan 

1.1 Verkehrsflächen 

1.2 Vorhandene Wohngebäude, 
Miets-, Büro- und 
Geschäftsgebäude usw. 

1.3 Vorhandene Wirtschaftsge­
bäude, unbewohnte Neben­
gebäude, Werksgebäude, 
Garagen usw. 

1.4 Geplante Gebäude und 
sonstige bauliche 'Anlagen 

1.5 Zu beseitigende bauliche 
Anlagen 

1.6 Öffentliche Grünflächen 

Bäume 

G 

o 
---------------

2. Bauzeichnungen 

zu erhalten 

zu pflanzen 

zu beseitigen 

1.7 Grenzen des Baugrund­
stücks 

Anlage 

1.8 Begrenzung von Abstands­
flächen 

2.1 Vorhandene Bauteile 

2.2 Zu beseitigende Bauteile 

Für die Darstellung der jeweiligen Grünflächen 

D 2.3 G'pl,n" b'ulkh' Anl .... 

••••• ..... ..... 

[]] 
101 
~ 
rnJ 

Parkanlage 

Dauer­
kleingärten 

Zeltplatz 

Sportplatz 

Badeplatz 

Spielplatz 

Friedhof 

3. Grundstücksentwässerung 

3.1 Vorhandene Anlagen 

Schmutzwasserleitung 

'7f'--~- Regen wasser leitung 

Mischwasserleitung 

3.2 Zu beseitigende Anlagen 

Schmutzwasserleitung 

Regenwasserleitung 

Mischwasserleitung 
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791-5- 9-U 

Verordnung 
über den "NaturparkAugsburg - Westliche Wälder" 

Vom 22. August 1988 

Auf Grund von Art. 11, 45 Abs.1 Nr. 2undArt. 37 
Abs.2 Nr. 1 des Bayerischen Naturschutzgesetzes -
BayNatSchG - (BayRS 791-1-U) , zuletzt geändert 
durch § 7 des Gesetzes vom 16. Juli 1986 (GVBI 
S . 135), erläßt das Bayerische Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen fol­
gende Verordnung: 

§ 1 

Schutzgegenstand 

(1) 1 Das überwiegend bewaldete Gebiet der 
Mindel-Lech-Schotterplatte in der kreisfreien 
Stadt Augsburg sowie in den Landkreisen Augs­
burg, Dillingen a. d. Donau, Donau-Ries, Günz­
burg und Unterallgäu wird in den in § 2 näher be­
zeichneten Grenzen als Naturpark festgesetzt. 
2Das Gebiet hat eine Größe von ca. 117500 Hektar. 

(2) Der Naturpark erhält die Bezeichnung "Na­
turpark Augsburg - Westliche Wälder" . 

(3) Träger des Naturparks ist der "Verein Natur­
park Augsburg - Westliche Wälder e. V" mit Sitz in 
Augsburg. 

§ 2 

Naturparkgrenzen 

(1) Die Grenzen des Naturparks sind in einer 
Karte M = 1: 100 000, die als Anlage Bestandteil 
dieser Verordnung ist, grob dargestellt. 

(2) lDie genauen Grenzen des Naturparks sind 
in einer Karte M = 1 : 25 000 eingetragen, die beim 
Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen als oberster }{aturschutzbehörde 
niedergelegt ist und auf die Bezug genommen wird. 
2Maßgebend für den Grenzverlauf ist der Eintrag 
in dieser Karte . 3Weitere Ausfertigungen dieser 
Karte befinden sich bei der Regierung von Schwa­
ben als höherer Naturschutzbehörde sowie bei der 
kreisfreien Stadt Augsburg und bei den Landrats­
ämtern Augsburg, Dillingen a. d. Donau, Donau­
Ries, Günzburg und Unterallgäu als unteren Natur­
schutzbehörden. 

(3) Die Karten werden bei den in Absatz 2 ge­
nannten Behörden archivmäßig verwahrt und sind 
dort während der Dienststunden allgemein zu­
gänglich. 

§ 3 

Schutzgebiete 

1 Die besonderen naturschutzrechtlichen Vor­
schriften über Naturschutzgebiete, Landschafts­
schutzgebiete, Naturdenkmäler und über den 
Schutz von Landschaftsbestandteilen und Grünbe-

ständen innerhalb des Naturparks bleiben unbe­
rührt. 2Dies gilt insbesondere für die Verordnung 
über das Landschaftsschutzgebiet "Augsburg­
Westliche Wälder" vom 22. April 1988 (RABl Schw. 
S.65). 

§4 

Schutzzweck 
Zweck der Festsetzung des Naturparks ist es, 

1. das Gebiet entsprechend dem Einrichtungsplan 
(§ 5 Nr. 1) zu entwickeln und zu pflegen, 

2. die sich für die Erholung eignenden Land­
schaftsteile der Allgemeinheit zugänglich zu 
machen und zu erhalten, soweit die ökologische 
Wertung dies zuläßt, 

3. in den Schutzgebieten die Ziele und Grundsätze 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
nach Maßgabe der jeweiligen Rechtsverordnung 
zu verwirklichen. 

§ 5 

Aufgaben des Naturparkträgers 
Der Träger des Naturparks hat insbesondere 

1. eine Planung zu erstellen, die vor allem die Maß­
nahmen zur Pflege des Gebiets und zu dessen 
Entwicklung zum Erholungsraum enthält (Ein­
richtungsplan), sie durchzuführen und bei Be­
darf fortzuschreiben, 

2. Maßnahmen des Naturschutzes, insbesondere 
des Schutzes und der Pflege der Pflanzen- und 
Tierwelt, durchzuführen und zu fördern, 

3. das Naturparkgebiet zu erhalten, zu gestalten 
und zu pflegen, insbesondere die Vielfalt, Eigen­
art und Schönheit des Landschaftsbilds für die 
Allgemeinheit zu bewahren, 

4. die naturnahe Erholung im Naturpark zu för­
dern, 

5. die Bevölkerung über den Schutzzweck und die 
Maßnahmen im Naturpark zu unterrichten. 

§ 6 

Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1988 in 

Kraft. 

München, den 22. August 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

1. V Hans Spi tzner, Staatssekretär 
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2032- 2-83- A 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über Ausnahmen von den Obergrenzen 
für Beförderungsämter 

bei bayerischen landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften 

Vom 23. August 1988 

Auf Grund von § 26 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 
des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) in Verbin­
dung mit § 2 der Verordnung über Zuständigkeiten 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen im Vollzug des 
Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neu­
regelung des Besoldungsrechts in Bund und Län­
dern (BayRS 2032-3-1-2-F) und Art. 19 Abs. 1 Satz 2 
des Bayerischen Besoldungsgesetzes erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Arbeit und So­
zialordnung im Einvernehmen mit dem Bayeri­
schen Staatsministerium der Finanzen folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über Ausnahmen von den Ober­
grenzen für Beförderungsämter bei bayerischen 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
(BayRS 2032-2-83-A) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs . 2 werden nach dem Wort "werden" 
die Worte 

" außer in der gemeinsamen Geschäftsführung" 

eingefügt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Dabei können abweichend von § 26 Abs.1 
BBesG insgesamt nach Maßgabe sachgerech­
ter Bewertung 

- im gehobenen Dienst 

in Besoldungsgruppe A 13 

in Besoldungsgruppe A 12 

- im höheren Dienst 

in Besoldungsgruppe A 16 

ausgwiesen werden. " 

3 Stellen 

1 Stelle 

1 Stelle 

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

,, 3Für den gehobenen Dienst findet Satz 2 nur 
Anwendung, soweit die Stellen der Leiter der 
einzelnen Bereiche nicht dem höheren Dienst 
zugeordnet sind. " 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1988 in 
Kraft. 

München, den 23. August 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Arheit und Sozialordnung 

Dr. Gebhard GI ü c k, Staatsminister 
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2210- 2-5- 4- WK 

Verordnung 
über das Bayerische Forschungszentrum 

für Wissensbasierte Systeme 

Vom 25. August 1988 

Auf Grund des Art. 45a Abs. 3 Satz 1 des Bayeri­
schen Hochschulgesetzes (BayHSchG) erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft 
und Kunst folgende Verordnung: 

§ 1 

Organisatorische Stellung und Sitz 
des Forschungszentrums 

(1) lDas Bayerische Forschungszentrum fürWis­
sensbasierte Systeme (Forschungszentrum) ist in 
seiner organisatorisch-verwaltungsmäßigen Zu­
ordnung eine gemeinsame Einrichtung der Träger­
universitäten Erlangen-Nürnberg, Pass au und der 
Technischen Universität München. 2Es hat seinen 
Sitz in Erlangen . 

(2) Es verfügt an den Standorten der Trägeruni­
versitäten über fünf ständige Forschungsgruppen. 

§ 2 

Aufgaben des Forschungszentrums 

' Das Forschungszentrum dient der Vertiefung so­
wohl der Grundlagenforschung wie auch der an­
wendungsbezogenen Forschung auf dem Gebiet 
der wissensbasierten Systeme sowie der Heranbil­
dung des wissenschaftlichen Nachwuchses in die­
sem Bereich; es nimmt keine Aufgaben in der Lehre 
wahr. 2In Koopera tion mit interessierten Wirt­
schaftsunternehmen sollen insbesondere die me­
thodologischen Grundlagen erforscht und die Ver­
fahrensentwicklung sowie die Generierung proto­
typischer Werkzeuge vorangetrieben werden. 

§ 3 

Mitglieder des Forschungszentrums 

1 Mitglieder des Forschungszentrums sind jeweils 
die Mitglieder der Forschungsgruppen und die Mit­
glieder des Direktoriums, des Forschungskolle­
giums, des Kuratoriums sowie der Geschäftsfüh­
rung. 2In der Forschung ausgewiesene Wissen­
schaftler können die Stellung eines assoziierten 
Mitglieds erhalten ; sie arbeiten in den Forschungs­
gruppen mit. 3Durch die Mitgliedschaft beim For­
schungszentrum werden die Rechte und Pflichten 
aus der Mitgliedschaft bei der Hochschule nicht be­
rührt. 

§4 

Direktorium 

(1) Die Leitung des Forschungszentrums liegt in 
den Händen eines Direktoriums, dem je ein Profes­
sor der drei beteiligten Universitäten und zwei der 
Forschung verbundene Mitglieder aus der Wirt-

schaft angehören, die zugleich Mi tglieder einer der 
drei Trägeruniversitäten sind. 

(2) IDie Mitglieder des Direktoriums werden für 
die Dauer von drei Jahren von den Senaten derTrä­
geruniversitäten auf Vorschlag des Forschungs­
kollegiums bestellt. 2Die dem Direktorium ange­
hörenden Professoren werden dabei aus der 
Gruppe der für das Forschungskollegium bestell­
t en Professoren ausgewählt. 3Die Senate der Uni­
versität Erlangen-Nürnberg und der Technischen 
Universität München bestellen je ein der For­
schung verbundenes Mitglied aus der Wirtschaft im 
Benehmen mit dem Förderkreis der Bayerischen 
Wirtschaft für das Forsch ungszen trum für Wissens­
basierte Systeme (Förderkreis). 

(3) Das Direktorium wählt aus seiner Mitte für 
die Dauer von drei Jahren einen Sprecher und 
einen stellvertretenden Sprecher. 

(4) lDer Sprecher, bei seiner Verhinderung der 
stellvertretende Sprecher, führt in den Sitzungen 
des Direktoriums den Vorsitz. 2Er beruft die Sit­
zungen des Direktoriums ein. 3 Auf Verlangen von 
mindestens zwei Mitgliedern des Direktoriums 
oder auf Bitte des Kuratoriums ist der Sprecher 
verpflichtet, eine Sitzung des Direktoriums einzu­
berufen. 

(5) Für den Geschäftsgang des Direktoriums gilt 
Art . 35 BayHSchG entsprechend. 

§ 5 

Aufgaben und Befugnisse 
des Direktoriums 

(1) 'Das Direktorium wirkt in gemeinsamer Ver­
antwortung zur Erfüllung der in § 2 genannten 
Aufgaben zusammen. 21m Einvernehmen mit dem 
Kuratorium stellt es das wissenschaftliche Pro­
gramm des Forschungszentrums auf, legt die Leit­
projekte fest und entscheidet im Rahmen der ver­
fügbaren Mittel über die Durchführung der Einzel­
projekte. 3Es ist für deren Umsetzung und für die 
Zusammenarbeit der Forschungsgruppen verant­
wortlich. 4Es legt jährlich einen Rechenschafts­
bericht vor. 5Das Direktorium entscheidet ferner 

1. über die Konfiguration der Geräte, Kommuni­
kationsmedien und Programme des Forschungs­
zentrums, 

2. über die Bestellung der Leiter der Forschungs­
gruppen und deren personelle Zusammenset­
zung, 

3. über wissenschaftliche Veranstaltungen des For­
schungszentrums, 

4. über die Einladung von Gastwissenschaftlern 
für die Dauer von mehr als einem Monat. 
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(2) 1 Das Direktorium bestellt einen Geschäfts­
führer, der nach den vom Direktorium erlassenen 
Richtlinien und Einzelweisungen die laufenden 
Geschäfte des Forschungszentrums führt und in 
Eilfällen nach eigenem Ermessen unaufschiebbare 
Maßnahmen trifft; die Bestellung bedarf der Zu­
stimmung des Kuratoriums. 2Bei Bedarf kann ein 
weiterer Geschäftsführer bestellt werden. 

§ 6 

Forschungskollegium 

(1) Für das Zusammenwirken der Trägeruniver­
sitäten im Forschungszentrum wird als beschlie­
ßendes gemeinsames Organ das Forschungskolle­
gium gebildet, dem elf Mitglieder des Forschungs­
zentrums angehören. 

(2) 1 Die Senate der Trägeruniversitäten bestel­
len die Mitglieder des Forschungskollegiums auf 
Vorschlag ihrer für die Informatik zuständigen Fa­
kultäten für die Dauer von drei Jahren nach den 
Verhältniszahlen des Art. 19 Abs. 2 Nr. 3 bis 6 
BayHSchG. 2Dabei bestellt der Senat der Universi­
tät Erlangen-Nürnberg drei Vertreter der Professo­
ren - darunter ein assoziiertes Mitglied des For­
schungszentrums - einen Vertreter der sonstigen 
Mitarbeiter und einen Vertreter der Studenten; der 
Senat der Technischen Universität bestellt zwei 
Vertreter der Professoren, einen Vertreter der wis­
senschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiter 
und einen Vertreter der Studenten; der Senat der 
Universität Pass au bestellt einen Vertreter der Pro­
fessoren und einen Vertreter der wissenschaft­
lichen und künstlerischen Mitarbeiter. 

(3) Das Forschungskollegium unterbreitet Vor­
schläge für die Bestellung des Direktoriums, 
nimmt den Rechenschaftsbericht des Direktoriums 
entgegen und beschließt auf Vorschlag des Direkto­
riums 

1. abweichend von Art. 19 Abs.1 Satz 1 Nr. 8 
BayHSchG den Voranschlag des Forschungszen­
trums zum Staatshaushaltsplan, 

2. über die Verwendung der dem Forschungszen­
trum zugewiesenen Stellen und Mittel und 

3. über die Aufnahme assoziierter Mitglieder. 

(4) Für den Geschäftsgang des Forschungskolle­
giums gilt Art. 35 BayHSchG entsprechend. 

§ 7 

Kuratorium 

(1) lDas Kuratorium besteht aus 

1. den Präsidenten der Trägeruniversitäten, 

2. je einem Vertreter des Staatsministeriums für 
Wissenschaft und Kunst und des Staatsministe­
riums für Wirtschaft und Verkehr, 

3. fünf weiteren Mitgliedern, die gemeinsam von 
den Trägeruniversitäten vorgeschlagen werden; 
darunter sollen sich Wissenschaftler der For­
schungszentren für wissensbasierte Systeme in 
Kaiserslautern/Saarbrücken und Ulm befinden, 
falls auch Angehörige des Forschungszentrums 
in den Gremien des auswärtigen Forschungszen­
trums berücksichtigt werden, 

4. zehn weiteren Mitgliedern, die vom Förderkreis 
vorgeschlagen werden. 

2Die in Nr. 2 bis 4 genannten Mitglieder werden 
vom Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst für die Dauer von drei Jahren bestellt. 

(2) 1 Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden und den Stellvertreter des Vor­
sitzenden. 2Der Vorsitzende beruft die Sitzungen 
des Kuratoriums ein. 3Das Kuratorium tritt bei Be­
darf, mindestens jedoch einmal im Jahr, zusam­
men. 4AufVerlangen von acht Mitgliedern des Ku­
ratoriums oder auf Bitte des Direktoriums ist der 
Vorsitzende verpflichtet, eine Sitzung des Kurato­
riums einzuberufen. 5Das Kuratorium entscheidet 
mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen; bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzen­
den den Ausschlag. 

(3) Zu den Sitzungen des Kuratoriums werden 
die Mitglieder des Direktoriums und die Leiter der 
Forschungsgruppen eingeladen. 

§ 8 

Aufgaben und Befugnisse 
des Kuratoriums 

1 Das Kuratorium unterstützt die Interessen des 
Forschungszentrums in der Öffentlichkeit. 2Es 
wacht über die Erfüllung der Aufgaben des For-

-schungszentrums nach § 2 und erklärt das Einver­
nehmen zum wissenschaftlichen Programm (§ 5 
Abs. 1). 3Es bestätigt die,Bestellung des Geschäfts­
führers (§ 5 Abs.2), nimmt Stellung zum Voran­
schlag des Forschungszentrums für den Staats­
haushalt (§ 6 Abs.3) und stimmt der Errichtung 
weiterer Forschungsgruppen mit befristetem Auf­
trag zu (§ 9 Abs. 2). 4Es nimmt den Rechenschafts­
bericht des Direktoriums entgegen. 

§ 9 

Forschungsgruppen 

(1) Am Forschungszentrum sind fünf ständige 
Forschungsgruppen mit unterschiedlichen Arbeits­
schwerpunkten und Standorten errichtet: 

1. Ständige Forschungsgruppe für Wissensver­
arbeitung in Erlangen, 

2. ständige Forschungsgruppe für Wissenserwerb 
in Erlangen, 

3. ständige Forschungsgruppe für Programmier­
systeme in Passau, 

4 . ständige Forschungsgruppe für Wissensbasen in 
München, 

5. ständige Forschungsgruppe für Kognitive Sy­
steme in München. 

(2) Darüber hinaus kann das Direktorium mit 
Zustimmung des Kuratoriums Forschungsgruppen 
mit befristetem Auftrag einrichten. 

(3) 1 Die Forschungsgruppen arbeiten an den 
Projekten des wissenschaftichen Programms (§ 5 
Abs. 1) in gegenseitiger Abstimmung zusammen. 
2Sie stehen unter der Leitung eines oder mehrerer 
Hochschullehrer. 3Die Forschungsgruppen erhal­
ten eine personelle und sächliche Mindestausstat­
tung aus Mitteln des Forschungszentrums, die sich 
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aus Mitteln und Stellen der jeweiligen Standort­
universität ergänzen soll . 4In jeder Forschungs­
gruppe sollen mindestens je ein Wissenschaftler der 
bei den auswärtigen Universitäten und mindestens 
zwei Forscher aus dem Bereich der interessierten 
Unternehmen mitwirken. 

§ 10 

Inkrafttreten, Übergangsregelungen 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. September 1988 
in Kraft. 

(2) 1 Bis zur Bestellung der Mitglieder des Di­
rektoriums und des Kuratoriums werden die Auf­
gaben des Direktoriums durch einen vom Staatsmi­
nisterium für Wissenschaft und Kunst im Beneh­
men mit den beteiligten Universitäten und dem 
Förderkreis zu berufender Gründungsdirektor und 
die Aufgaben des Kuratoriums durch ein Grün­
dungskuratorium wahrgenommen, das aus den Mit­
gliedern gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und fünf Vor­
standsmitgliedern des Förderkreises besteht. 2Die 
Amtszeit des Gründungsdirektors und des Grün­
dungskuratoriums endet am Tag des erstmaligen 
Zusammentritts des gemäß § 4 Abs. 2 bestellten Di­
rektoriums bzw. des gemäß § 7 Abs. 1 bestellten Ku­
ratoriums, spätestens am 31. März 1989. 3Auf das 
Gründungskuratorium finden die Vorschriften des 
§ 7 Abs. 2 entsprechend Anwendung. 

München, den 25. August 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft und Kunst 

1. V Dr. Thomas Go p p e l, Staatssekretär 
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